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Der Trick mit „Kaisers Rock
Stalin holte sogar die Uniform des Zaren aus dem Spind

Í Í

W ährend des letzten K rieges, in  einer Periode schwerster 
m ilitärischer N iederlagen des Sow jetregim es, gab Stalin W e i­
sung, die alten zaristischen Uniformen wiedereinzuführen und 
die Polit-E rzielm ng der Truppe umgehend auf die militärischen 
Traditionen des alten Kußland abzustellen. Stalin wußte, was 
er tat: Für ihn und sein Politbüro w ollte kaum einer der Rot- 
armisten kämpfen. A ber fü r Rußland würden sie ihr Leben 
gelten. D e r  Schachzug hat sich gelohnt, und heute kennt jed er 
Sowjetsoldat den vollständigen Lebenslau f von Zarengeneral 
Kutusow. Nur von T rotzk ij, dem Gründer und ersten Komman­
deur der Koten Arm ee, von dem weiß er nichts und darf er 
nichts erfahren. L ies e  Taktik  soll sich der vo r Augen führen, 
der in Kürze die ersten „Nationaiarm ee“ -Brigaden in „Kaisers 
Kock“ , der alten Wehrmachtsuniform, durch die Straßen der 
Zonenstädte ziehen sieht.

D er SED ist dieser .Schritt 
nicht leicht gefallen, obwohl sie 
heute nicht w en ig  stolz über 
diesen „Schachzug“ ist. Jeder 
kennt die Entwicklung der 
„Volkspolizei“ . A ls die sow jet­
zonale Schutzpolizei diesen B ei­
namen erhielt, gab es bereits 
mehr als zwei Dutzend Kaser­
nen, in denen In fanteriever­
bände gleichen Namens an leich­
ten Feldgeschützen übten. A ls 
diese Truppe rund 100 000 Mann 
betrug und bereits großkalibrige 
A rtille r ie  und Panzerwagen be­
saß, taufte man sie verschämt 
„Kasern ierte Volkspolizei“ .

W as trägt der Soldat?
Solange dieses stehende H eer 

als „Po lize i“  firm ierte, mußte 
man ihm die entsprechende Uni­
form  belassen. A ls es K V P  hieß, 
und als der m ilitärische Zusam­
menschluß der Ostblockstaaten 
im  Warschauer Paktsystem  be­
gann, zog  man den Sow jet- 
zonen-Soldaten fo lgerich tig  rus­
sische Uniform en an.

Um  diese Uniform  hat es vie l 
Ä rger gegeben. Testum fragen in 
der F D J  bewiesen, daß allein 
diese Tellerm ützen-Bekleidung 
die jugendlichen Rekruten ab­
stoßen mußte. Trotzdem  blieb 
man dabei, denn es w ar schließ­
lich eine russische H ilfstruppe, 
unter sowjetischem Oberbefehl 
und m it sowjetischer Nach«

schuborganisation. Zu gleicher 
Zeit w ies man auf die der alten 
deutschen Uniform  angegliche­
ne Bekleidung der westdeut­
schen Grenzschutzverbände hin. 
Man zeigte Grenzschutzleute bei 
einer Übung und stellte P K -  
Aufnahmen daneben m it dem 
Kom m entar: „Seht -doch, die 
gleiche Uniform , der gleiche 
G eis t!“ Karikaturisten und P la - 
katzeichnem der Ostpress'e 
diente die alte Wehrmachtsuni­
form  als beliebtes A ttribu t zur 
Darstellung bluttriefender, 
zähnefletschender „Faschisten“,;

„Ganze Abteilung kehrt1.“
D ie jüngste Kehrtwendung 

hat nicht w en ige in  Erstaunen 
gesetzt. Auch die SED hat lange 
gezögert, obwohl dieser Rück­
g r iff auf v ö llig  andersartige 
Traditionen seit langem zu 
ihrem  Program m  gehört. Denn 
die Schwierigkeiten sind abzu­
sehen : Man muß die gestern
noch durch den Schmutz gezo­
gene Uniform  w ieder hoffäh ig 
machen, man muß „umdenken“  
und umerziehen. Man muß sa­
gen, daß es auch vor H itle r  
schon deutsche Soldaten gege­
ben ’hat, und es w ird  schwer 
halten, Thälmann und Rosa 
Luxem burg m it dem feldgrauen 
Tuch auf einen Nenner zu brin­
gen. D ie Sprachregelung, der 
neue Geist habe über das alte

Tuch gesiegt, dürfte allein nicht 
genügen.

Den E r fo lg  sieht d ie SED in 
der M entalität der Ignoranten, 
die den Kommunisten oder den 
gepreßten Rotarm isten nicht 
durch das Feldgrau  hindurch 
zu erkennen verm ögen. Es ist 
eine kurze Spekulation, sie w ird  
nicht Vorhalten. 'D ie „Nationale 
Volksarm ee“ ist unter diesem 
Namen nichts anderes als sie 
unter den Bezeichnungen „Volks­
po lize i“ und K V P  gewesen ist.

L ieber L eser !
W ir  w ollen  gern  wissen, w ie  die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in  der sowjetischen B e­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Änsichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der an fo lgende Adresse zu 
schicken:

Herrn E . R  e g  n i  
B crlin-Tem pelhof 1 

M anfred-v.-R ichthofen-Str. 2, I I
Fa lls  Sie den kleinen TA G  

m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die M arke von dem B r ie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in  einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r  Ih re 
H ilfe .

Es ist nichts als ein Zugeständ­
nis an den, der keine Lu st ver­
spürt, fü r die SED ein Ma­
schinengewehr zu tragen.

So w ird  das sowjetzonale Kon­
tingent der Warschauer Streit- 
kräfte in Feldgrau  gegen 
Deutschland marschieren. D ie 
hier in „K a isers Rock“  stecken, 
sind zum geringsten T e il K om ­
munisten. Entscheidend w ird  
bleiben, w ie sie zu Deutschland 
stehen werden, wenn es einmal 
um Deutschland geht.
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Nur Pause, nicht 
Stillstand!

D T . Man hat dem Bundes­
kanzler früher o ft  den Vorw urf 
gemacht, daß er gegenüber den 
außenpolitischen Aufgaben, de­
nen er jahrelang seine zähe 
K ra ft  w idm ete, die Innenpolitik 
vernachlässige. Von diesem V or­
w u rf ist heute nicht v ie l ü brig­
geblieben. In  der Bundesregie­
rung, im  Bundestag und in  der 
öffentlichen Meinung haben die 
innenpolitischen Problem e p lötz­
lich einen deutlich spürbaren 
Vorrang gewonnen. Da ist der 
Aufbau der Streitkräfte, die 
Durchführung der Sozialreform  
und noch manches andere, was 
die Gemüter bewegt. Das sind 
insgesamt Aufgaben und Sor­
gen, die w ir  sehr ernst nehmen 
müssen, wenn befriedigende L ö ­
sungen erzielt werden sollen.

Zugleich aber müssen w ir  such 
darauf achten, daß nicht der 
umgekehrte Vorw urf Berechti­
gung erlangt, das heißt: die ' 
Innenpolitik darf die Außenpoli­
tik  nicht verdrängen. Deutsche 
Außenpolitik ist nämlich vor 
allem deutsche W iederverein i­
gungspolitik. D iese aber darf 
niemals zur Pvuhe kommen. Sie 
darf auch nicht in  den zweiten 
Bang degradiert w erden! Im  
übrigen ist zu bedenken, daß 
Innen- und Außenpolitik, im  
L ich te dieser vornehmsten A u f­
gabe der Bundesregierung ge ­
sehen, nicht voneinander zu 
trennen sind. Eine erfolgreiche 
Innenpolitik, die den Staat in  
guter Ordnung hält, seine demo­
kratischen Institutionen sauber 
handhabt und in ständigem 
Fortschritt auch unsere ernsten 
sozialen Problem e meistert —• 
eine solche Innenpolitik ist im ­
mer auch die beste Grundlage 
einer erfolgreichen Außenpoli­
tik. Das g ilt  gerade auch im  
H inblick auf die W iederverein i­
gung.

W i e  k o m m e n  w i r  w e i t e r ?
D ie Sorge, w ie  w ir  nach dem 

Scheitern der Genier Konferenz 
in  dieser deutschen Lebensfrage 
weiterkommen können, muß also 
noch mehr als bisher ein täg­
licher Antrieb für die deutsche 
P o litik  sein. W ird  sie von  die­
sem Antrieb nich* *n Bewegung 
gehalten, dann lös te t sie un­

gew ollt einen stummen B eitrag 
zu der w eiteren Verhärtung der 
Spaltung. Eine Phase der D ip lo­
matie, d ie fr e i ¡von Verhand­
lungen ist, w ie  w ir  es jetzt 
unter dem Zwang der in ter­
nationalen L a ge  erleben, darf 
deshalb nicht Stillstand bedeu­
ten. 8i© kann nur eine Pause 
jener schöpferischen A rt  sein, 
in  der eine neue diplomatische 
A ktiv ität vorbereitet w ird.

D ie Frage, w ie  das geschehen 
soll, ist nicht leicht zu beant­
worten. V iererkonferenzen alten 
Stiles bringen uns offenbar 
nicht weiter. D ie Diplomatie 
des öffentlichen Marktes, auf 
dem nicht w irk lich  verhandelt, 
sondern mehr um die F rage  der 
Schuld an dem von vornherein 
erwarteten Scheitern der Kon­
ferenz gerungen w ird , ist nicht 
sehr aussichtsreich. Fortschritte 
und schließlich auch Lösungen 
können wahrscheinlich nur in 
'der* Stille vertraulicher Ge­
spräche, nicht im  Lärm  der 
Öffentlichkeit und im  B litzlicht 
der Fotogra fen  vorbereitet und 
erzielt werden. Man w ird  also 
die Methoden ändern müssen!

Da3 ist das eine. Daneben 
aber g ib t es noch eine Reihe 
fataler Umstände, die heute das 
Handeln und Verhandeln er­
schweren. In  den USA, deren 
aktive M itw irkung in allen F ra ­
gen der W eltpo litik  unentbehr­
lich ist, hat der Kam pf um die 
gegen Jahresende stattfindende 
Neuwahl des Präsidenten be­
reits begonnen. Das bedeutet 
von jeher eine gew isse Neigung 
zur Vertagung großer Entschei­
dungen, m it der man die R iva ­
lität der beiden Parteien zu 
beschwichtigen sucht. Einsich­
ten, diö vielleicht vorhanden 
sind, werden also nicht rea li­
siert. Das berührt zum Beispiel, 
w ie der kanadische Außen­
m inister Pearson jüngst erken­
nen ließ, auch die weltpolitisch 
so bedeutsame M öglichkeit eines 
amerikanisch-chinesischen Aus­
gleichs, die er selbst lebhaft 
bejaht. In  der Bundesrepublik 
w ird  ferner im  nächsten Jahr 
ein neuer Bundestag gewählt 
und von ihm der Bundeskanz­
ler, eine Entscheidung, die 
leider schon heute zur A k tiv ie­
rung der deutschen Innenpolitik 
nicht w en ig beigetragen hat. 
Schließlich ist auch die inner- 
französische Entwicklung nach 
den w en ig erfreulichen En t­

hüllungen der W ahlen vom
2. Januar noch ein Fak tor der 
Ungew ißheit, den Moskau zw ei­
fe llos abwartend in  seine diplo­
matische Rechnung einstellL  
H ier  erg ib t sich also auf w est­
licher Seite —  sozusagen aus 
der demokratischen Natur (oder 
Unnatur) der D inge —  eine ge­
w isse Stagnation, während auf 
sowjetischer Seite die Neigung 
besteht, auf neue Situationen, 
neue Männer und neue Chancen 
zu warten, die vielleicht eine im 
Sinne Moskaus b illigere  Lösung 
der großen Streitfragen ve r­
heißen könnten. D ie  sowjetische 
Propaganda unterläßt im  übri­
gen nichts, um' diese Entw ick­
lung in  ihrem  Sinne m it ihren 
M itteln  zu fördern.

W ie  das auch sein m ag: dies 
alles vermindert nicht die 
P flicht der Bundesregierung, in 
der F rage  der deutschen W ie ­
dervereinigung m it schöpfe­
rischer In itiative lebendig zu 
•bleiben. Eine Fühlungnahme 
m it den angelsächsischen Mäch­
ten ist im  H inblick auf den 
bevorstehenden Besuch Edens 
bei Eisenhower bereits einge- 
leitet. Andere und neue M ög­
lichkeiten bieten die Anwesen­
heit eines sowjetischen Bot­
schafters in Bonn und dem­
nächst eines deutschen Bot­
schafters in Moskau. W enn die 
W iedefanknüpfung diploma­
tischer Beziehungen zwischen 
Deutschland und der Sow jet­
union überhaupt einen Sinn 
haben soll —  die so erfreuliche 
Entlassung der K riegsgefan ­
genen erschöpft ihn nämlich 
nicht — , dann doch den, daß 
man sich dieser beiden T räger 
eines unmittelbaren Kontaktes 
auch bedient, um zu hören, zu 
sprechen und zu sehen. Das 
w ar bisher nicht möglich und 
ist also ein neues Element der 
internationalen Po litik , das der 
klugen Erprobung bedarf.

Ein erstaunliches Produkt
D ie Lösung schwieriger inter­

nationaler Streitfragen ist bis­
her w en iger auf öffentlichen 
Konferenzen, sondern mehr auf 
dem V/ege eines von außen 
ungestörten diplomatischen 
Kontaktes zustande gekommen. 
Au f diesem W ege w ird  man 
den Sowjets auch überzeugend 
klarmachen müssen, daß w ir  
ihren Genossen Grotewohl nicht 
kennen. D ie Anbiederungsbe- 

(Fortsetzung auf Seite 4)



Scharfer Protest bei Grotewohl
Bischof Bibelius weist unwahre Beschuldigungen zurück 
Berlin  (Eigenbericht). Bischof 2>, Dibelius hat am Sonnabend 

in  einem Schreiben an den Sowjetzonen-Mimsterpräsidenten 
Grotewohl gegen die Verhaftung von M itarbeitern der evan­
gelischen Bahnhofsmission protestiert. G leichzeitig w ies er aufs 
schärfste den Vorw urf zurück, daß von der Bahnhofsmission 
Spionage zugunsten des Westens getrieben worden sei. Die. 
kurzfristige Kündigung der von der M ission benutzten Bäume 
auf zwei Ostfcerliner Bahnhöfen und in  Dresden bezeiehnete 
der Bischof als ungerecht.
Der B rie f des Bischofs hat 

folgenden W ortlau t:
„Sehr geehrter

H err M inisterpräsident!
A u f die Meldungen des A D N  

vom 18. und 20. Januar sehe ich 
mich als Vorsitzender der Ber­
liner K irchenleitung und als 
Vorsitzender des Berliner Ge­
samtverbandes der Inneren M is­
sion zu fo lgender Feststellung 
veranlaßt:

W eder die Innere M ission 
noch die Bahnhofsmission haben 
irgendeinen M itarbeiter in  der 
D D R  veranlaßt, jemals Berichte 
über M ilitär- und Personen­
transporte besonders der Volks­
po lizei sowie Berichte über die 
Belastung des Eisenbahnsystems 
der D D R  und andere die N A T O  
fü r M ilitärzwecke interessie­
rende Angaben wirtschaftlicher 
und politischer Natur zu liefern. 
Es hat auch keiner unserer 
M itarbeiter einen solchen Be­
richt von sich aus erstattet. Es 
werden lediglich Berichte ab­
gegeben über zu erwartende 
Kindertransporte, Krankenein­
zeltransporte sowie Statistiken 
geführt über Unterbringung 
und Verpflegung hilfesuchender 
Reisender. Irgendwelche A n ­
gaben w irtschaftlicher und poli­
tischer Natur sind m it diesen 
Berichten niemals verbunden 
gewesen.

Au fträge W estberliner P o li­
zei- und M ilitärdienststellen hat 
die Bahnhofsmission w eder er­
halten noch entgegengenommen. 
Von einer Fahndungskartei un­
serer M itarbeiter der D D R  kann 
keine Rede sein. Selbstverständ­
lich w ird  jeder Hilfesuchende 
in einer entsprechenden L iste 
verbucht. Diese Berichte werden 
gerade auf Grund der Melde­
vorschriften der D D R  und des 
demokratischen Sektors von 
Berlin geführt und von den 
zuständigen Stellen der Trans­
portpolizei, K rim inalpolizei und 
der allgemeinen Po lize i rege l­

m äßig gefordert und laufend 
geprüft. Ferner werden natur­
gemäß Verzeichnisse solcher 
Personen geführt, die bei der 
Bahnhofsmission als immer w ie­
der vorsprechende Schwindler 
und Unterstützungsjäger be­
kannt sind.

Den Vorw urf, es wäre von 
der Bahnhofsmission Spionage 
getrieben worden,' können w ir  
nur auf das schärfste zurück- 
weisen. Unter diesen Umstän­
den müssen w ir  die Verhaftung 
von M itarbeitern der Bahnhofs­
mission nur als ungerechtfertigt 
empfinden, w ie w ir  auch die 
kurzfristige Kündigung der von 
der Balmhofsmission benutzten 
Räume in Beriin-Friedrichstraße 
und Nordbahnhof und in Dres­
den als ungerecht bezeichnen 
müssen. D ie Bahnhofsmission 
hat sich, namentlich angesichts 
der besonders schwierigen Lage  
in Berlin, bestimmt und bewußt 
auf ihre karitative Au fgabe be­
schränkt und sich bemüht, allen 
H ilfsbedürftigen  ohne Ansehen 
der Person m it R a t und T a t zur 
Seite zu stehen.

Angesichts dieser Sachlage 
w ird  nicht erwartet werden 
können, daß irgend jemand die 
von A D N  verbreiteten Aussagen 
der M itarbeiter der Bahnhofs­
mission fü r glaubhaft hält. Ich

Bonn (Eigenbericht). V ize­
kanzler Blücher hat am Diens­
tag, zw ei Tage naeh seiner 

Rückkehr ans Indien, eine Dele­
gation des Bundesverbandes der 
deutschen Industrie empfangen, 
die sich am 5. Februar auf eine 
längere Asien-Reise begeben 
w ird. D ie  Delegation w ird als 
erstes Land Indien aufsuchen, 
um dort über bestimmte indu­
strielle Pro jekte zu verhandeln, 
die in deutsch-indischer Zusam-

bedauere es auSsrordeatüiäs* 
daß ich meine Reisa zur T a ­
gung des W eltrats der Kirchen 
in Australien, die ich leider 
nicht mehr absagen kann, unter 
dem frischen Eindruck solcher, 
Vorkommnisse antreten muß.

Ich bin, sehr verehrter H err 
Ministerpräsident, ih r  ganz er­
gebener gez. D ibelius.“

Auch kirchliche Ost­
konferenz protestiert

Zwei Tage zuvor hatte die 
kirchliche Ostkonferenz der So- 
w jetzonen-Regierung eine E n t­
schließung übergeben, in der 
zu den Verhaftungen von M it­
arbeitern der evangelischen 
Bahnhofsmission Stellung ge­
nommen wurde. Außerdem 
wurde in der Entschließung 
gegen die Unterstellung pro­
testiert, daß sich kirchliche 
W erke zu Spionagezwecken m iß­
brauchen ließen.

Diesen Vorw urf hatte das 
Zentralorgan der SED, „Neues 
Deutschland“, in  seiner Aus­
gabe vom 18. Januar erhoben.

In  der Entschließung der Ost­
kirchenkonferenz, die am M itt­
woch in  Berlin getagt hat, und 
in der a lle Landeskirchen der 
Sowjetzone zusammengeschlos- 
sen sind, heißt es Wörtlich: 
„Durch die Verhaftungen ist 
weithin der Eindruck entstan­
den, daß es sich um eine Aktion 
gegen die Bah'nhofsmission als 
solche handelt und diese aus 
der karitativen A rb eit auf den 
Bahnhöfen ausgeschaltet werden 
soll. D ie kirchliche Ostkonferenz 
kann dies nur aufs tiefste be­
dauern, da der selbstlose kari­
tative Einsatz der Bahnhofs- 
missionarinnen seit Jahrzehnten 
erwiesen ist.“

menarbeit verw irklicht werden 
sollen.

Blücher gab am Dienstag vor 
der Presse bekannt, daß es sich 
in  erster L in ie  um den Bau 
eines großen Stahlwerkes bei 
Rourkela und um die E rw eite­
rung eines Stahlwerkes, einer 
Gießerei und einer Lokom otiv- 
fabrik  bei Jamshedpur handle. 
E r  habe den indischen R eg ie­
rungsm itgliedern fest zugesagt, 
daß die Bundesrepublik sich am 
wirtschaftlichen Aufbau Indiens 
beteiligen wolle.

Bonn verstärkt Kontakt zu Neu Delhi
Deatscbe Isseltastrie am Áufbais Indiens beteiligt



Bischof Dibelius beim Papst
In  P.rivataudienz empfangen — Pred igt in Rom

Vatikanstadt (D P A ). D er Vorsitzende des Dates der Evan­
gelischen K irche Deutschlands, Bischoi D . D ibelius, der auf 
der R eise zur Tagung des W eltrates der Kirchen in  Australien 
fü r  e in ige  Tage in  Bern Station machte, is t am M ontag von 
Papst Pius X I I ,  in  Privataudienz empfangen worden. D ie  
Unterredung unter v ier Augen, die etwa zehn Minuten dauerte, 
galt, w ie  verlautet, der Situation der Kirchen in  Berlin  und in 
der Sowjetzone, im  besonderen der jüngsten Aktion der Sow jet­
zonenbehörden gegen Angehörige der evangelischen Bahnhofs- 
mission.

Über Fragen  im  Zusammen­
hang m it der Tagung des W e lt­
rats der Kirchen, w ie überhaupt 
über das Verhältnis der K on ­
fessionen zueinander, sei nicht 
gesprochen worden. Im  A n ­
schluß an die Unterhaltung 
stellte der B ischof dem Papst 
auch seinen Sohn, Oberkirchen­
rat Dr. Otto D ibelius, und den 
P fa rrer  der deutschen evan­
gelisch-lutherischen Gemeinde 
in Pom , Erich Hessing, vor.

Am  Vortage hatte Dibelius in 
einer P red ig t vor der deutschen 
evangelisch - lutherischen Ge-

Berlin  (E igenbericht). ' D er 
Bundesminister fü r gesamt­
deutsche Fragen , Jakob Kaiser, 
hat sich in einer Rundfunkrede 
m it zw e i Vorgängen befaßt, die 
im  M ittelpunkt des politischen 
Geschehens der letzten Tage 
standen: die Ausrufung einer 
sogenannten nationalen Volks­
armee und das entschlossene 
Vorgehen des Deutschen Ge­
werkschaftsbundes gegen den. 
Versuch kommunistischer In ­
filtration in der Bundesrepublik, 
das die Propagandisten von 
Pankow  in  Bewegung gebracht 
hat.

Der M in ister sag te : „K e ine 
Schwierigkeit —  auch nicht die 
Existenz einer sogenannten 
nationalen Volksarmee —  w ird  
uns daran hindern, daß w ir  
uns immer neu bemühen, die 
W iederverein igung auf fr ied ­
lichem W ege zu erreichen.“  Der 
jüngste A k t von Pankow, an 
dem nicht das V o lk  in der Zone 
m it seinem fre ien  W illen  be­
te ilig t  ist, sondern kommu­
nistische Funktionäre das ihnen 
vom  Warschauer Fakt vorge­
schriebene Soll erfüllen, sei ein 
Beweis, daß der kalle K r ie g  in 
und um Deutschland nach w ie

mein de in Rom  die K irche als 
den P fe ile r  bezeichnet, der die 
W ahrheit Gottes durch die Jahr­
hunderte trägt. Das hätten ge ­
rade die Gläubigen in  der So­
w jetzone erfahren. Es sei maß­
los schwer, sich in  einer W e lt  
zu bewegen, in der es ein V er­
gehen sei, anders zu denken, 
als der Staat es vorschreibe. Es 
sei kein Zufall, daß in Ost­
deutschland das Verhältnis zw i­
schen der evangelischen und der 
katholischen K irche so gut sei 
w ie nie zuvor.

vor sein grausames Spiel treibt.
Kaiser w ies die Behauptung 

Pankows zurück, daß diese 
M ilitaris ierung zum Schutze 
gegen einen Eroberungskrieg 
der sogenannten westdeutschen 
M ilitaristen, Im perialisten und 
Monopolisten erfo lg t sei. „D ie 
Bevölkerung der Bundesrepublik 
weiß —  w ie  es auch die 17 M il­
lionen in der Zone wissen — , 
daß Bundesregierung und »Bun­
destag stets betont haben: W ir  
werden die W iederverein igung 
unseres Landes nur auf fr ied ­
lichem W ege zu erreichen 
suchen.“

W ie  hellhörig man längst 
gegenüber den kommunistischen 
Tarnungskünsten ist, hätten 
gerade auch die Gewerkschaften 
in  der Bundesrepublik bewiesen, 
und „w ie  sehr den Komm u­
nisten die Stabilität der Ge­
werkschaften und deren ent­
schlossener Zu g riff das Konzept 
verdorben hat, beweisen Um ­
fang und H ysterie  ih rer An­
gr iffe “ . D ie Zone dürfe über­
zeugt sein, daß sich die B e­
völkerung der .Bundesrepublik 
in  der Auseinandersetzung m it 
dem Kommunismus behaupten 
w ird .

Nur Pause, nicht Stillstand!
Fortsetzung von Seite 2
mühungen der von ihm gele i­
teten Zonenregierung um die 
Anerkennung durch die Bundes­
republik haben m it dem A n ­
gebot eines N ichtangriffspaktes 
zwischen Bonn und Pankow  ein 
geradezu erstaunliches Produkt 
hervorgebracht. Bonn und Pan­
kow sollten, so m einte er, m it 
einem solchen Pakt au f die 
Anwendung von Gewalt zur 
W iederverein igung Deutsch­
lands verzichten. Verzichten 
kann man doch nur auf das, 
was man hat —  oder was man 
vorhat. Schon w eil die Bundes­
regierung niemals die Absicht 
hatte und niemals haben w ird, 
eine gewaltsame W iederver­
ein igung Deutschlands auch nur 
zu erwägen, kann sie einen 
solchen Pakt nicht abschließen 
—  ganz abgesehen davon, daß 
ein innerdeutscher Partner eines 
derart merkwürdigen Vertrages 
fü r uns nicht existiert.

In  Pankow  freilich  m ag das 
anders aussehen. Dort wurde 
der koreanische K r ie g  bei sei­
nem Ausbruch im  Sommer 1950 
in verdächtiger W eise als ein 
M odellfa ll auch fü r die von der 
Spaltung Deutschlands drohende 
Gefahr bezeichnet. Solche A n ­
schauungen sind inzwischen aus 
gutem Grund auf ein sehr kal­
tes E is ge legt worden. Seit 1950 
hat sich nämlich ein iges ge­
ändert. Im  übrigen: Anwendung 
von Gewalt könnte es nur 
geben —  m it oder ohne N icht­
angriffspakt — , wenn Moskau 
es seiner F ilia le  Pankow  be­
fehlen sollte. Dann stünde a ller­
dings mehr auf dem Spiel, als 
nur der Friede Deutschlands. 
Da hinter dem Eisernen V or­
hang in  M itteldeutschland auch 
sowjetische Truppen stehen und 
ferner a lle Entscheidungen der 
sogenannten D D R  von Moskau 
gelenkt werden, is t es ganz 
natürlich, daß die Bundesrepu­
b lik  nur an der Quelle der von 
Pankow  beschworenen Gewalt 
verhandeln w ird  —  nämlich mit 
Moskau. N u r m it Moskau und 
nicht m it Pankow  kann eine 
Regelung gefunden werden, die 
den Wahnsinn der deutschen 
Spaltung nicht konserviert, son­
dern liquidiert.

Kaiser: Trotz der „Volksarmee“
Bemühungen um Wiedervereinigung gehen weiter



So sind sie wirklich:

„Ein Preuße im Politbüro!iS
Es is t etwas Merkwürdiges 

um diesen Mann. E r  ist V o ll­
blut-Kommunist. E r  ist in  w e­
nigen Jahren zu einem der 
mächtigsten Männer im  SED- 
Politbüro aufgestiegen. A ber er 
steht außerhalb a ller P a rte i-In ­
trige, rangierte auf keiner „Säu- 
berungs“-Liste, hat keinen N a ­
men aus der Zeit vor 1933, sein 
Lebenslauf entbehrt jeder Kon­
spirative, wenn man der o ffiz i­
ellen Darstellung Glauben schen­
ken w ill.

A ls er sich nach der durch 
seinen Mund erfolgten P rok la ­
mation der „Nationalen Volks­
armee“ m ilitärisch knapp zur 
M inisterbank zurückbegab, mag 
mancher seiner Genossen an das 
von U lbricht einmal im  Scherz 
geprägte W ort erinnert worden 
sein: „W ir  haben einen P reu ­
ßen im  Politbüro —  W illi 
StophI“

Inzwischen ist dieser Stoph 
erster sowjetzonaler „V erte id i­
gungsm inister“ geworden. E in 
w en ig  durchsichtiger Mann. 
Schon bei seinem Geburtsdatum 
steht der Zw eife l Pate. O ffiziell 
w ird  der 8. 7. 1914 genannt. A lte  
SED-Genössen wissen jedoch 
genau, daß sie m it Stoph den 
8. 3.1913 als Geburtstag ge fe i­
ert haben. W elchen Grund hat 
dieser Mann, sein Geburtsdatum 
zu verändern? E r  ist Sohn eines 
Arbeiters. A ls Maurer und Bau­
handwerker stieß er 1928 zum 
Kommunistischen Jugendver­
band (K J V ) und kam 1931 in 
die K P D . O ffiziell hatte er da­
mals keine Funktion. Und n ir­
gends ist verzeichnet, daß Stoph 
damals fü r anderthalb Jahre in 
die Sowjetunion gegangen ist. 
W as hat er dort getan? Welche 
Schulen hat er besucht, als was 
hat man ihn ausgebildet,

Seltsame Illega litä t

D ie Nazis lassen den Maurer­
polier Stoph unbehelligt. Der 
ist v ie l auf Reisen, aber immer 
nur zu Verwandten und B e­
kannten. Und er scheint nicht 
w en ig  prominente Bekannte zu 
haben: Im  Reichswirtschaftsm i­
nisterium, später beim „Baustab 
Speer“ , sogar das „Reichssicher- 
h eitshaup tarnt", die „H öh le des 
Löwren“, sucht er auf.

W ILL I  STO PH

In  der Parteib iographie findet 
sich w ieder nichts über diese 
Zeit. N u r als Volkskammer- 
Kand idat lü ftet man ein w en ig  
das Geheimnis: „H err  Stoph
w ar aktiver Käm pfer gegen  den 
Faschismus!“  A ber keine W i­
derstandsgruppe weiß von ihm 
zu berichten. N u r in  P ra g  hält 
sich lange Zeit das von K om ­
munisten kolportierte Gerücht: 
„E in  K J  V-Mann aus Deutsch­
land bringt Kurierpost von Ber­
l in !“  W arum  hat Stoph diese 
D inge verschwiegen, zu einer 
Zeit, als andere SED-Funktio- 
näre in  ihrem Lebenslauf müh­
sam nach antifaschistischen T a ­
ten gfuben?

Eine B litzkarriere

O ffizie ll is t Stoph auch nie 
Soldat gewesen. A ber es g ib t 
Freunde, die fe lsenfest behaup­
ten, ihn als Wehrmachts-Unter­
o ffiz ier gesehen zu haben. Zu­
letzt bei D irlewanger, an der 
zusammenbrechenden russisch­
tschechischen Front. 1945 ist er 
plötzlich da, ze ig t sein altes 
KP-Buch vor, bekom m t ein  
neues und w ird  erster Chef der 
Stadtbezirksverwaltung Berlin- 
Treptow . Bald arbeitet er über 
den Rahmen seines Ressorts 
hinaus, w ird  als L e ite r  der Abt. 
W irtschaft ins damalige SED- 
Zentralsekretariat gerufen, eine 
der verantwortlichsten Stellun­
gen ' im SED-Apparat. Im  März 
1951 leitet er das sagenhafte

„Büro fü r  W irtschaftsfragen“ , 
eine Tarninstitution zur K o o r­
dinierung und Subventionierung 
der m it der K V P  in  die B reite 
gehenden Rüstungsindustrie. 
D ie  ersten sowjetzonalen K ara ­
biner gehen durch die Hände 
von W illi Stoph . . . .

1953, während des Juni-Auf­
standes, is t Stoph einer der 
wenigen, der die Nerven behält. 
E r  organisiert die Flucht der 
ZK-Funktionäre und ih rer F a ­
m ilien in  das Ostseebad Küh­
lungsborn. Nach Beendigung 
des Aufstandes nimmt ihn U l­
bricht in  das umgruppierte 
SED-Politbüro. Doch schon.1954 
rückt Stoph als „S tellvertreter 
des M inisterpräsidenten" vor. 
Denn seit dem M ai saß er auf 
einer der Schlüsselpositionen 
des Regim es: er w ar —  unbe­
achtet —  Innenminister der 
„D D R “. Zaisser kannte damals 
jeder, aber w er kannte Stoph?

A ls er diesen Posten  im  Juli 
1955 verläßt, weiß jed er E inge­
w eih te: „Stoph w ird  V erteid i­
gungsm inister!“ Es b lieb nur 
eine taktische F rage  der Zeit. 
Dann w ird  er Atom-M inister, 
niemand nimmt das ernst. Und 
heute hat er die Arm ee —  fü r 
U lbricht —  in  der Hand. A ls 
Generaloberst, als Drei-Sterne- 
General, w ird  er am 14. M ai in 
Warschau den B eitritt der „N a ­
tionalen Volksarm ee" zum Ost­
block-M ilitärpakt unterzeichnen. 
E in  Preuße im  Po litbüro: 
knapp, m ilitärisch, undurch­
sichtig, n ie in  der vordersten 
L in ie . Denn die sich vordrän­
gen, fa llen  leicht auf die 
N a s e ,.. .

Them a W iederverein igung 
auf der Tagesordnung

Bonn (A P ). Bundesaußenmi­
nister Dr. von Brentano hat vor 
Vertretern der Auslandspresse 
in Bonn am Dienstag- angekün­
digt, daß die deutsche Frage 
selbstverständlich auch bei der 
bevorstehenden Konferenz P rä ­
sident Eisenhowers und P re ­
mierminister Edens in W ashing­
ton im Rahmen der Erörterung 
europäischer Problem e au f der 
Tagesordnung stehen werde.



Altersrente wird verbessert
Wichtige Vorentscheidung für die Bonner Sozialreform 
Bonn (E igenbericht). Im  Sozialkabinett der Bundesregierung 

ist d ie erste große Entscheidung über die Sozialreform  gefallen : 
In  der letzten Sitzung wurde beschlossen, daß man bei der 
A ltersversicherung zur sogenannten „dynamischen Leistungs­
rente“  übergehen w ill. D ie A ltersrente soll in  ihrer Höhe so 
festgesetzt werden, daß sie geeignet ist, den im  Arbeitsleben 
erworbenen Lebensstandard zu sichern. D abei sollen die ge­
m inderten Bedürfnisse von nicht mehr arbeitenden Personen 
bei der Rentenfesisetzung berücksichtigt werden. Das bedeutet:

KP-Funktionär verhaftet
Dortmund (AP/D PA ). W egen 

„versuchter Ausspähung von 
Staatsgeheimnissen in der Bun­
desrepublik“ ist der erste Sekre­
tär der Dortmunder K P -K re is ­
lei tung, Helm ut Schulte, auf 
Anordnung der Staatsanwalt­
schaft verhaftet worden. Schulte, 
der in  der Sowjetunion politisch 
geschult wurde und Stadtrat 
der K P -Frak tion  im  Dortmun­
der Stadtparlament ist, habe 
einem Bahnbeamten fü r dis Be­
schaffung von Diensttelegram- 
men der Bundesbahn über 
Truppentransporte und R egie- 
rungssonderzüge 20 D M  je  
Exemplar angeboten.

Betriebe greifen durch
Dortmund. (AP/D PA ). D ie 

W estfalenhütte in  Dortmund 
hat den kommunistischen Be­
triebsvertrauensmann K arl
Schönfeld wegen „Aufforderung 
zur Sabotage und Störung des 
Betriebsfriedens“ fristlos ent­
lassen. Schönfeld habe im  Be­
trieb  F lugb lätter verteilt, in 
denen die Belegschaft aufge­
fo rdert w ird , als P rotest gegen 
die Entlassung von zwei kom­
munistischen Betriebsratsm it­
gliedern besonders langsam zu 
arbeiten.

Andernach (D P A ). D ie erste 
Gamisonstadt der neuen deut­
schen Streitkräfte, Andernach 
am Rhein, hatte am F reitag  
einen großen Tag . Bundeskanz­
ler D r. Adenauer stattete den 
Lehrtruppen des Heeres, der 
Lu ftw a ffe und der Marin© 
seinen ersten offiziellen Besuch 
ab.

E in dichtes F laggenm eer 
schmückte die# Stadt, und die 
Bevölkerung bildete Spalier, als 
der Bundeskanzler m it seinem 
W agen durch die Straßen zur 
Kaserne fuhr. Auch fü r die 
Schulkinder w ar dieser F re itag  
ein Festtag, da sie nicht zum 
Unterricht brauchten.

A u f dem Exerzierplatz der 
Kaserne schritt der Kanzler die 
F ron t der angetretenen V er­
bände unter den K längen des 
Yorckschen Marsches ab. Nach­
dem Adenauer von den 1500 Sol­
daten m it einem „Guten Morgen,-

D ie  Beuten sollen zwar auch 
weiterhin den individuellen A r ­
beitsleistungen entsprechen, sie 
sollen aber im  Zeitpunkt ihrer 
Festsetzung an die Entwicklung 
der Löhne und Gehälter an- 
gepaßt werden. Auch danach 
sollen sie laufend, und zwar in 
periodischen Abständen von drei 
bis fün f Jahren, der w irtschaft­
lichen Entwicklung entspre­
chend erhöht werden. Noch in  
diesem. Jahr w ill die Bundes­
regierung dem Parlam ent die 
nötigen Gesetzentwürfe zuleiten.

In  einer amtlichen Verlaut­
barung wurde darauf h inge­
wiesen, daß die Rentner damit 
künftig  „an der Erhöhung des 
Sozialprodukts teilnehmen“ w er­
den. D ie Verbesserung des 
Systems soll allen gegenwär­
tigen und zukünftigen Renten­
beziehern einschließlich der 
W itw en  und W aisen zugute

H err Bundeskanzler!“  begrüßt 
worden war, r ie f er in  einer 
kurzen Ansprache den F re iw il­
ligen, die später einmal- die 
neuen Rekruten ausbilden sol­
len, zu: „E inziges Z iel der deut­
schen W iederbewaffnung is t es, 
zur Erhaltung des Friedens bei­
zutragen." Das deutsche Volk 
erwarte von den Soldaten, daß 
sie ihre ganze K ra ft  fü r dieses 
Z iel in treuer Pflichterfüllung 
einsetzen. D er Geist der neuen 
Streitkräfte w erde nicht nur 
durch die Führer, "sondern auch 
durch die Geführten geformt.

Anschließend nahm Adenauer 
m it Bundesverteidigungsmini­
ster Blank und den Generalen 
Speidel und Heusinger sowie 
den Kommandeuren der Trup­
peneinheiten in  der Kantine ein 
M ittagessen aus der Gulasch­
kanone ein. A ls Ehrengäste an 
dem Truppenbesuch nahmen 
auch die Militärattaches aller 
Staaten der N A T O  teil.

kommen. Damit die jetz igen  
Rentenbezieher möglichst schnell 
in den Genuß der neuen R ege­
lung kommen, sollen sofort 
nach der Verabschiedung des 
Gesetzes Pauschalaufschläge zur 
Rente gezahlt werden.

D ie A ltersgrenze soll w ie bis­
her 65 Jahre betragen. Es soll 
dem Versicherten aber fre i­
stehen, durch W eiterarbeit eine 
zusätzliche Erhöhung seiner 
Rente zu erreichen. A lters- und 
Invalidenversicherung sollen ge­
trennt werden. D ie  Dauerrente 
fü r Invaliden, die gleichfalls 
„dynamisch“  gestaltet w ird, soll 
nur noch bei nicht behebbarer 
Inva lid ität gewährt werden.

IG Bergbau säubert Jugendgruppe
Duisburg (D P A ). D ie IG -Berg- 

bau hat den Vorstand der Ju­
gendgruppe Dinslaken-Lohberg 
aufgelöst und gegen ihren Füh­
rer ein Verfahren eingeleitet. 
D ie Jugendgruppe hat in  einem 
Schreiben an Bundesemährungs- 
m inister Dr. Lübke, der aus 
diesem W ahlkreis in  den Bun­
destag gewählt worden ist, m it 
kommunistischen Argumenten 
die W iederbewaffnung ange­
griffen. \

1700 Stundenkilomeier
W ashington (A P ). Eine Stun­

dengeschwindigkeit von über 
1700 km hat ein amerikanisches 
J agdflugzeug bei Probeflügen 
erreicht. D ie  Maschine —  „Voo­
doo“  m it Namen —  ist vermut­
lich das größte und schwerste 
Jagdflugzeug der W e lt  m it dem 
größten Aktionsradius.

Es w ird  angenommen, daß der 
Jäger sowohl im  Steigflug als 
auch im  Streckenflug Überschall­
geschwindigkeit erreichen kann. 
Die U S-Luftstre itkrä fte geben 
keine Einzelheiten über die 
Maschine bekannt, von der etwa 
20 bis 30 Stück erprobt werden.

Der Kanzler bei dem Soldaten
Erster Besuch Adenauers in der Garnison Andernach



Wieder Kulturinstitute im A usland
Pläne de§ Auswärtigen Amtes — Mißtrauen muß scliwinden

Bonn (Eigenbericht), D ie  A r ­
beit der deutschen Kultur­
institute im. Ausland soll nach, 
den Plänen des Auswärtigen 
Amtes in nächster Zeit stärker 
belebt werden. Gegenwärtig 
g ib t es solche Institute erst in 
Rom  und Ankara. W eitere In ­
stitute sind in  Singapur, L issa­
bon, London, Madrid, R io  de 
Janeiro, Paris und Tokio ge­
plant.

Erst nach dem deutschen Zu­
sammenbruch wurde es in  vo l­
lem Umfang offenbar, w ie  der 
B egriff „Deutsche Ku ltur“ durch 
den Nationalsozialismus in aller 
W e lt  diffam iert war. D ie Greuel 
der Konzentrationslager und die 
Erfahrungen, die a lle okkupier­
ten Länder m it der Gewalt­
herrschaft des D ritten Reiches 
gemacht hatten, ließen zunächst 
nichts mehr auf kommen, was an 
das „andere Deutschland“ , an 
seine geistigen W erte, erinnerte. 
Auch die neutralen Länder w o ll­
ten nichts mehr von deutschen 
Kulturinstituten wissen. Sie 
hatten noch allzu deutlich vor 
Augen, w ie jede derartige Stelle 
zu einer nationalsozialistischen 
Propagandazentrale geworden 
war. Deshalb wurden die im 
und nach dem K r ie g  beschlag­
nahmten Häuser und Einrich­
tungen nur zögernd zurück­
gegeben.

in  Bonn möchte man auf 
keinen F a ll Anlaß geben zu 
dem Verdacht, daß die deut­
schen Kulturinstitute w ieder 
irgendwelchen politischen A u f­
gaben dienen sollen. D ie A b ­
sicht des Auswärtigen Amtes ist 
es, Institute einzurichten, die 
ein von den diplomatischen und 
konsularischen deutschen V er­
tretungen unabhängiges E igen­
leben führen und nach den 
großen Gestalten der deutschen 
Ku ltur- und Geistesgeschichte 
benannt werden sollen. L e iter 
dieser „Deutschen Häuser“ , w ie 
man sie auch bezeichnen kann, 
sollen musisch veranlagte P e r­
sönlichkeiten, nicht zuletzt 
Ph ilologen, sein. Denn beson­
ders in  den überseeischen Län ­
dern stehen Sprachkurse im 
Vordergrund der Instituts- 
A rbeit. Ebenso bedeutsam sind 
die Büchereien der „Deutschen 
Häuser", die laufend m it den

bemerkenswerten Neuerschei­
nungen aus dem deutschen 
Sprachraum aufgefü llt werden. 
Neben den Büchern finden die 
Besucher deutsche Zeitungen 
und Zeitschriften, ferner w ird  
ein abendliches Programm, m it 
W erken deutscher Musiker und 
Dramatiker, aber auch m it 
deutschen F ilm en und Ausstel­
lungen geboten.

V ielle icht is t jene Lösung der 
Organisationsform solcher
„Deutschen Häuser“  am gün­
stigsten, w ie  sie in  M ittel- und 
Südamerika bereits verw irklicht 
ist. D ort bestehen gemischte 
Institute, die eine Gemein­
schaftsgründung von Deutschen 
und Angehörigen des betreffen­
den Landes sind. Dabei handelt 
es sich also um Einrichtungen, 
die nicht nur dem Deutschen 
in der Fremde, sondern auch 
den Bedürfnissen mancher E in­
heimischer entgegenkommen.

Solche gemischten deutschen 
Institute g ib t es bereits in  
Buenos A ires, Santiago de Chile, 
L a  Paz, Bogota, Quito und in 
M exico C ity. Ferner g ib t es 
noch ein ige ausschließlich von 
privater Seite eingerichtete Zen­
tren der deutschen Kultur, so 
z. B. daß vom früheren ameri­
kanischen Hohen Kommissar 
fü r Deutschland, McCloy, in 
N ew  Y ork  geschaffene Goethe­
haus oder das deutsche Kultur­
zentrum in Djakarta.

Vorerst keine Konsulate
Bonn (D PA ). In  absehbarer 

Zeit w ird  es in der Sowjetunion 
keine deutschen Konsulate und 
umgekehrt in der Bundesrepu­
b lik  keine sowjetischen K on ­
sulate geben, w ie  am Donners­
tag von zuständiger Seite in 
Bonn m itgete ilt worden ist. Bei 
den Moskauer Besprechungen 
sei ausschließlich die Errichtung 
diplomatischer Vertretungen er­
örtert worden.

B e r l in -Woche war ein Erfolg
E ie „Insulaner“  begeisterten auch Stuttgart

Stiche liebenswürdig nach al\en 
Seiten, nahmen sich selbst nicht 
aus und auch nicht ihre Gast­
geber. Dia Stuttgarter waren 
dabei ein noch dankbareres 
Publikum  als die Berliner. Sie 
gingen m it und sparten nicht 
m it Beifall.

Berlin (DPA/Eigenbericht). D ie 
„Berlin-W oche“ des Süddeut­
schen Rundfunks Stuttgart hat 
nach M itteilung der Rundfunk­
leitung im  gesamten Sende­
geb iet der Stuttgarter Station 
einen breiten W iderhall gefun­
den und eine W elle  großer A u f­
geschlossenheit fü r die P ro ­
bleme Berlins ausgelöst. In  den 
zahlreichen Hörerbriefen  seien 
Hilfsmaßnahmen angeregt und 
unter anderem vorgeschlagen 
worden, eine Straße oder einen 
P la tz  in Stuttgart m it dem 
Namen Berlins zu bezeichnen. 
D er übertragene Gottesdienst 
m it Bischof Dibelius hat einen 
besonders tiefen  Eindruck hin­
terlassen. A ls einen Höhepunkt 
des Program m s der „Berlin- 
Woche“  wurde auch das Gast­
spiel der „Insulaner“ in  Stutt­
gart bezeichnet.

M it einer tüchtigen Portion  
besten Berliner W itzes im  K o f­
fe r  waren Günter Neumann und 
seine „Insulaner" nach Stuttgart 
gereist. W as sie zu singen und 
zu sagen hatten, w ar im besten 
und heitersten Sinne Repräsen­
tation und W erbung fü r Berlin. 
Einfallsreich hatten sie sich der 
Neckar-Atmosphäre angepaßt, 
verteilten  ihre kabarettistischen

SSD, herhören!
Der kleine TA G  w ird  ver­

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG  
also ruh ig bei der Po lize i 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben, übrigens 
w ird er auch dort gern 
gelesen.
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Das Neueste! „DDR" im Zeichen der neuen Knobel-
Flurgarderobe „Volksarmee" becher: „Haben Sie Fußlappen?"

3XLD DEB WOCHE: Echte Faschingsgeneräle entbieten in Frankfurt den Narrengruß — 
hohe amerikanische Offiziere mit Sinn für Humor,


